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- Der heute geltende Schutz einheimischer Arbeitskräfte wird entfallen. Angesichts

der höheren Arbeitslosenquoten in den europäischen Staaten ist damit zu
rechnen, dass auch in der Schweiz die Arbeitslosigkeit zunehmen wird. Die
öffentliche Fürsorge betrifft dies direkt. Die höhere Arbeitslosigkeit dürfte auch
dann fortbestehen, wenn es wieder zu einem wirtschaftlichen Aufschwung
kommen sollte.

- Die Annäherung der Schweiz an Europa wird zu einer Zunahme der
ausländischen Wohnbevölkerung führen. Ganz allgemein wird sich die öffentliche
Fürsorge mehr mit ausländischen Bevölkerungsgruppen zu befassen haben.
Insbesondere wird aber die Zahl der Angehörigen von Nicht-EG- und EFTA-
Staaten ansteigen. Die Süd-Nord-Wanderung, aber auch die Ost-West-
Wanderung nehmen voraussichtlich zu.

- Damit verbunden ist zu erwarten, dass es in unserer Gesellschaft vermehrt zu
interkulturellen Konflikten kommt. Dies wird insbesondere auch die öffentliche
Fürsorge zu spüren bekommen, die sich mit den sozial Benachteiligten in der
eigenen Bevölkerung befasst. Echte Konkurrenzsituationen zwischen Fremden
und Einheimischen ergeben sich vor allem, wenn es um den spärlichen günstigen
Wohnraum geht, Arbeitsplätze für Nichtqualifizierte oder das Zusammenleben
in ärmeren Quartieren.
Die öffentliche Fürsorge sieht sich durch diese raschen demographischen

Veränderungen herausgefordert. Die Annäherung an Europa wird diese Entwicklungen
beschleunigen. Viele erhoffen sich von der Europäischen Gemeinschaft die
Sicherung unseres Wohlstandes und weiteres Wachstum. Auch wenn sich diese
Erwartung erfüllen sollte, ist doch heute schon vorauszusehen, dass sich die
öffentliche Fürsorge vor allem mit den Lasten der Eingliederungspolitik zu
befassen haben wird. Darauf hat sie sich rechtzeitig einzustellen.

Zwei SKöF-Vertreter gewählt

Wahlen in die Eidgenössische Kommission für Flüchtlingsfragen

Der Bundesrat hatte verschiedene Vakanzen in der Eidgenössischen Kommission
für Flüchtlingsfragen zu besetzen. Unter den Neugewählten befinden sich zwei
Vertreter der SKöF-Geschäftsleitung: Dr. Walter Schmid, Chef des Fürsorgeamtes
der Stadt Zürich, und Peter Tschümperli, Geschäftsführer der SKöF.

Die ausserparlamentarische Kommission für Flüchtlingsfragen zählt insgesamt
17 Mitglieder. Sie berät und verabschiedet zur Flüchtlings-, Asylpolitik und -praxis
Empfehlungen zuhanden des Bundesrates. Ch. A.
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Zum Tod von Blaise Bühler

Anfang Dezember erreichte uns die Nachricht, Blaise Bühler sei gestorben. Nicht
ganz unerwartet - zeichnete sich doch seit Anfang Herbst ab, dass seine Krankheit
schwerer sei als vermutet. Er starb 52jährig am 4. Dezember 1991. Eine schwere
Prüfung für die Seinen, ein Schock und Schmerz für alle, die ihn kannten und
freundschaftlich mit ihm verbunden waren.

Nach der Matura studierte Blaise Bühler Wirtschaftswissenschaften in Lausanne.

Die Ausbildung schloss er mit dem Lizentiat ab. 1964 bis 1970 war er
Gewerkschaftssekretär bei der Fédération ouvrière vaudoise in Lausanne. Anschliessend
arbeitete er im Bundesamt für Sozialversicherung, Sektion AHV-EL, in Bern. Vor
gut 10 Jahren übernahm er die Leitung des service de prévoyance et d'aide social im
Département cantonal de la prévoyance sociale et des assurances des Kantons
Waadt. Seine Mitarbeiter schätzten an ihm seine humanitäre Gesinnung, seine
Warmherzigkeit und seine hohe Fachkompetenz.

Seit 1985 ist Blaise Bühler Mitglied des Vorstandes und der Geschäftsleitung der
SköF. Kurz danach erfolgte auch seine Nomination zum Vizepräsidenten. Sein
Wort und sein fachlicher Rat galten viel. Auf zurückhaltende und bescheidene Art
vermittelte er zwischen den Interessen der Romandie und der Deutschschweiz und
ermöglichte dank seinem Einsatz einen intensiven Austausch und eine gute Verbindung

im Fürsorgewesen dieser beiden Sprachregionen. Er öffnete, wo immer er
konnte, neue Wege zur Zusammenarbeit und zum Meinungsaustausch.

Hinter seiner Bescheidenheit und Zurückhaltung wurde immer wieder tiefes,
menschliches Engagement spürbar. Wir verlieren mit Blaise einen liebenswerten,
geschätzten und zuverlässigen Freund. Andrea Ferroni, Präsident

ENTSCHEIDE

Rechtsweg gegen Wahl eines Vormundes

(Von unserem Bundesgerichtskorrespondenten)

Aus der Rechtsliteratur und dort erwähnter, weitgehend amtlich nicht publizierter
Judikatur ging zwar bisher hervor, dass entgegen einer allgemeinen Meinung
Verwandte nicht legitimiert sind, gegen die Bestimmung eines Vormunds für ein
Mündel aus ihrer Verwandtschaft staatsrechtliche Beschwerde zu führen. Das
Bundesgericht hat dies nun im summarischen Verfahren bestätigt.

Anlässlich einer Ehescheidung hatte eine Vormundschaftsbehörde dem gemeinsamen

Kind der Geschiedenen einen Vormund bestimmt, der nicht aus der
Verwandtschaft stammte. Vom Vater und von einer Grosstante der mütterlichen Seite
wurde gegen diese Wahl Beschwerde geführt. Der zuständige Bezirksrat und in
zweiter Instanz die Direktion der Justiz des Kantons Zürich wiesen die Rechtsmittel
ab. Die beiden Personen erhoben daher eine staatsrechtliche Beschwerde, auf
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